
Interessen der werktätigen Bevölkerung und garan
tiert somit allen eine gesicherte Zukunft. Demgegen
über verfolgt der westdeutsche Staat die alte Politik 
der deutschen Monopolkapitalisten und Militaristen 
und hat sich insbesondere das Ziel gesetzt, die gesell
schaftliche Entwicklung in der Deutschen Demokrati
schen Republik aufzuhalten, zu zerstören und schließ
lich unser Territorium gewaltsam in das System der 
NATO-Staaten einzugliedern. Um dieses Ziel zu errei
chen, werden keine Mittel und Möglichkeiten unbe
nutzt gelassen. Die gesamte westdeutsche Propaganda
tätigkeit ist auf dieses Ziel ausgerichtet. Spionage- und 
Agentenorganisationen versuchen mit den verschie
densten verbrecherischen Mitteln und Methoden unse
ren Aufbau zu schädigen. Unter Beachtung dieser Ge
sichtspunkte wollten die beiden Angeklagten durch 
ihren Schritt, die DDR illegal zu verlassen, praktisch 
die Kräfte unterstützen, die eben alles daran setzen, 
unsere friedliche und sozialistische Entwicklung zu zer
stören. Es ist dabei für den unserem Staat zugefüg
ten Schaden weniger von Bedeutung, ob die Angeklag
ten eine derartige Absicht hatten. Sie sahen mehr oder 
weniger nur ihre eigenen und teilweise nur egoistischen 
Gesichtspunkte und wollten dabei für den Preis eines 
2-Familien-Hauses letztlich unseren Staat verraten. Da
bei muß auch beachtet werden, daß die Angeklagten 
ihre 7jährige Tochter in Westdeutschland einem unge
wissen Schicksal aussetzen wollten und daß sie außer
dem durch ihre strafbaren Handlungen andere Bür
ger mit in ihre Straftaten einbezogen, so daß diese 
gleichfalls bestraft werden mußten.

Die Gesellschaftsgefährlichkeit des Angriffes gegen 
die Bestimmungen der Anordnung über die Ein- und 
Ausfuhr von Zahlungsmitteln besteht darin, daß die 
nach Westberlin verbrachten Gelder mit dazu ver
wandt werden, Agenten- und Spionageorganisationen 
mitzufinanzieren. Weiterhin werden diese Gelder un
serer Wirtschaft entzogen, so daß dadurch unserem 
Währungssystem ein nicht unerheblicher Schaden zu
gefügt wird.

Beide Angeklagten waren wegen eines Paßverstoßes 
im Urteil des Kreisgerichts Stendal vom 14. Dezember 
I960 zu je 8 Monaten Gefängnis verurteilt worden. 
Für die erneute Verurteilung hat das Bezirksgericht 
in seiner Urteilsbegründung darauf hingewiesen, daß 
unter Berücksichtigung der besonderen Gesellschafts
gefährlichkeit von Verstößen gegen das Paßgesetz so
wie des Angriffes gegen das Währungssystem der DNB 
unter Berücksichtigung aller Umstände eine entspre
chende Bestrafung wie im erstinstanzlichen Urteil an
gemessen erscheint.

Die Strafkammer erkannte, die Angeklagten wegen 
eines Verstoßes gegen das Paßgesetz neuerer Fassung 
in Tateinheit mit Verletzung der Anordnung über 
die Ein- und Ausfuhr von Zahlungsmitteln zu je 
8 Monaten Gefängnis zu verurteilen. Eine derartige 
Bestrafung ist insbesondere unter Berücksichtigung 
des hohen Grades der Gesellschaftsgefährlichkeit der 
strafbaren Handlungen erforderlich.

Gemäß § 16 der WStVO wird die Einziehung der in 
den demokratischen Sektor von Berlin verbrachten 
und zur illegalen Ausfuhr bestimmten 4000,— DM an
geordnet. Der § 12 der АО über die Ein- und Ausfuhr 
von Zahlungsmitteln verweist auf die Wirtschafts
strafverordnung, so daß schließlich die Bestrafung 
nach § 9 der betreffenden Verordnung erfolgt und sich 
alle weiteren Maßnahmen aus § 16 der gleichen Ver
ordnung ergeben.

gez. Uhlig 
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Abwerbung

Der Straftatbestand der „Abwerbung“ ist von der SED- 
Justiz im Jahre 1955 erfunden worden (s. „Unrecht als 
System“ Teil 111, S. 137 ff.). Schon die „Verherrlichung“ 
der westdeutschen Verhältnisse galt als eine Methode der 
Abwerbung. Das Urteil des Obersten Gerichts vom 3. 10. 
1958 (Dokument Nr. 202) ist ein Beispiel dieser Praxis. 
1957 bezeichnete Ulbricht die Republikflucht als „Verrat 
an der Arbeiter- und Bauernmacht“. Das hatte die Ände
rung des Paßgesetzes und zahlreiche Strafverfahren wegen 
Republikflucht zur Folge (s. oben S. 128 ff.).
Seit dem Sommer 1961 durfte der Ausdruck „Republik
flucht“ von der SED-Propaganda nicht mehr verwendet 
werden, obwohl damals die Fluchtbewegung einen neuen 
Höhepunkt erreichte. Man wollte nicht zugeben, daß Tau
sende von Bürgern die Zustände in der „DDR“ als so un
erträglich empfanden> daß sie unter Zurücklassung ihrer 
Habe und Aufgabe ihrer Heimat nach Westberlin flüchte
ten. Ein neuer Begriff mußte geprägt werden. Zur propa
gandistischen Vorbereitung und zur Rechtfertigung Rer 
Absperrungsmaßnahmen in Berlin erfand die SED des
halb „Menschenhändler“ und „Kopfjäger“} die „im Auf
träge westlicher Agentenorganisationen Bürger der DDR 
durch Drohungen oder Versprechungen nach dem Westen 
lockten“. Vor allem im August und September 1961 wur
den unter großem propagandistischem Aufwand zahlreiche 
Strafverfahren gegen solche „Kopfjäger“ und „Menschen
händler“ durchgeführt, die im allgemeinen nichts weiter 
getan hatten, als Bewohnern der Sowjetzone oder Ost
berlins bei der Flucht nach Westberlin zu helfen. Das wird 
selbst in den Berichten der SED-Presse deutlich, obwohl 
diese sich bemüht, die Angeklagten als bezahlte Agenten 
und Saboteure westlicher Geheimdienste erscheinen zu 
lassen. So hat z. B. der durch das Ostberliner Stadtgericht 
am 22. 8.1961 zu 5 Jahren Gefängnis verurteilte Jörg 
Schmidt (Dokument Nr. 205) lediglich seine Braut nach 
Westberlin holen wollen.

Abwerbung durch Verherrlichen der 
westdeutschen Verhältnisse

DOKUMENT 202

Urteil des Obersten Gerichts
vom 3. Oktober 1958

— 1 b Ust 178/58 —

Aus den G r ü n d e n :

Im vorliegenden Fall hat der Angeklagte dem Zeu
gen S. unter Verherrlichung der Verhältnisse in West
deutschland versprochen, ihm eine Arbeitsstelle als 
Kraftfahrer in Westdeutschland zu beschaffen. Dem 
Zeugen R. gegenüber hat er zum Ausdruck gebracht, 
daß er es nicht nötig habe, in der Deutschen Demo
kratischen Republik für wenig Geld zu arbeiten; er 
solle mit ihm nach Westberlin oder Westdeutschland 
gehen, dort könne er ihm durch Amerikaner eine ent
sprechende Arbeit beschaffen. Der Angeklagte hat die 
Zeugen mithin in Kenntnis ihrer beruflichen Tätigkeit 
und unter ausdrücklichem Hinweis, ihnen in West
deutschland eine geeignete Arbeitsstelle zu beschaffen, 
beeinflußt, die Deutsche Demokratische Republik zu 
verlassen. Dieses Verhalten erfüllt sowohl in objek
tiver als auch in subjektiver Hinsicht den Tatbestand 
des § 21 Abs. 2 StEG. Das Bezirksgericht hat auch zu-gez. Michael gez. Krüger


